
§§ 215,116 StGB.
1. In Gewalthandlungen gegen Personen bestehendes 
Rowdytum stellt sich vielfach als ein in mehreren unselb­
ständigen Einzelhandlungen ablaufender einheitlicher 
Handlungsprozeß dar, der als eine Straftat anzusehen ist. 
Verurteilung wegen mehrfach begangenen Rowdytums ist 
in diesen Fällen nicht zulässig.
2. Führen bei einem in Gruppe begangenen Rowdydelikt 
Gewalttätigkeiten eines Täters zu einer schweren Körper­
verletzung i. S. des § 116 Abs. 1 StGB, so kann der Tatbei­
trag dieses Täters nicht als Beteiligung von untergeordne­
ter Bedeutung i. S. des § 215 Abs. 2 StGB bewertet werden.

BG Karl-Marx-Stadt, Urteil vom 12. November 1976 — 
3 BSB 500/76.

Der Angeklagte und die im gleichen Verfahren rechtskräf­
tig Verurteilten M., G. und L. nahmen am 21. August 1976 
in A. an einer Tanzveranstaltung teil. Sie mußten bereits 
im Tanzsaal mehrfach zur Ordnung ermahnt werden, weil 
sie wiederholt andere Gäste provoziert hatten. G. suchte 
schließlich Streit mit dem Geschädigten B., der ihm jedoch 
ausweichen wollte. Daraufhin wurde der Geschädigte B. 
festgehalten, damit zuerst M. und später auch die anderen 
auf ihn einschlagen konnten. Der Geschädigte B. bekam 
etwa 7 bis 8 Faustschläge und erlitt dabei eine Schwellung 
am Auge und eine Platzwunde an der Lippe. Als der Ge­
schädigte K. später sah, wie der Angeklagte und die Verur­
teilten auf den Geschädigten B. einschlugen, begab er sich 
zu M. und wollte die Auseinandersetzung schlichten. Er 
erhielt von M. und dem Angeklagten Schläge mit der Faust 
ins Gesicht, wobei er eine Fraktur im Unterkiefer mit Aus­
sprengung von zwei Schneidezähnen erlitt. K. war vier 
Wochen arbeitsunfähig und hatte längere Zeit Schwierig­
keiten bei der Nahrungsaufnahme und beim Sprechen. Ihm 
mußten die beiden vorderen Zähne gerichtet, die beiden ge­
brochenen Wurzelspitzen operativ entfernt und die Wur­
zelstümpfe amputiert werden. Dem Geschädigten K. mußte 
eine Drahtschiene in den Unterkiefer eingebunden werden, 
und es kann nicht garantiert werden, ob beide Zähne er­
halten werden können.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreisgericht 
den Angeklagten wegen mehrfachen in Gruppe begange­
nen Rowdytums in Tateinheit mit schwerer Körperverlet­
zung (Vergehen gemäß §§ 215 Abs. 1 und 2, 116 Abs. 1 
StGB).
Gegen dieses Urteil hat der Staatsanwalt des Kreises Pro­
test eingelegt, der zur Abänderung des Urteils im Schuld­
ausspruch führte.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat das Verhalten des Angeklagten am 
Tattag zutreffend als ein in Gruppe begangenes Rowdy­
tum in Tateinheit mit schwerer Körperverletzung gemäß 
§§ 215 Abs. 1, 116 Abs. 1 StGB gewürdigt. Es hat jedoch ver­
kannt, daß es sich bei dem Verhalten des Angeklagten 
nicht uim mehrfaches Rowdytum handelt.
Das Tatgeschehen, an dem der Angeklagte und die anderen 
drei rechtskräftig Verurteilten beteiligt waren, bildet einen 
einheitlichen Handlungsprozeß. Dieser gliedert sich zwar 
in einzelne Abschnitte, in denen die Täter mit unterschied­
licher Intensität handelten, aber diese Abschnitte stellen 
für sich allein nicht jedesmal erneut Rowdytum als selb­
ständige Straftat dar.
Richtig ist, daß jede Handlung der strafrechtlichen Prüfung 
und Bewertung unterliegen muß. Es ist aber für ein in 
Gruppe begangenes Rowdytum typisch, daß mehrere nach­
einander begangene rowdyhafte Handlungen die Straftat 
des Rowdytums charakterisieren. Das trifft auch in vorlie­
gender Sache zu. Damit wird nicht ausgeschlossen, daß 
Rowdytum durch mehrere Handlungen mehrfach began­
gen werden kann (§ 63 Abs. 2 StGB). Tatmehrheit in diesem 
Sinne liegt in der Regel dann vor, wenn ein neuer Tatent­
schluß gefaßt worden ist und wenn zwischen den einzel­
nen Handlungen ein bestimmter zeitlicher Abstand liegt. 
Das trifft jedoch auf die vorliegende Sache nicht zu. Der 
Geschehensablauf charakterisiert vielmehr das Vorgehen

der Täter als eine Straftat, die rechtlich als Rowdytum zu 
würdigen ist. Der Schuldausspruch des Kreisgerichts war 
deshalb zugunsten des Angeklagten zu ändern.
Nicht gefolgt werden kann dem Kreisgericht auch in der 
Auffassung, daß der Tatbeitrag des Angeklagten von un­
tergeordneter Bedeutung gewesen sei. Sein Tatbeitrag be­
stimmt in bedeutendem Maße die Tatschwere der Straftat 
mit. So beteiligte er sich an den Gewalttätigkeiten gegen 
den Zeugen B. und verursachte beim Zeugen K. eine 
schwere Körperverletzung, die wesentlich die Tatschwere 
des Rowdytums bestimmt. Ein Tatbeitrag zu einem in 
Gruppe begangenen Rowdytum, der zu einer schweren 
Körperverletzung i. S. des § 116 Abs. 1 StGB führt, kann 
nicht von untergeordneter Bedeutung sein und schließt des­
halb die Anwendung der milderen Bestimmung des § 215 
Abs. 2 StGB aus.
Auf den Protest war deshalb der Schuldausspruch des 
Kreisgerichts abzuändern und der Angeklagte wegen Row­
dytums in Tateinheit mit schwerer Körperverletzung (Ver­
gehen gemäß §§ 215 Abs. 1, 116 Abs. 1 StGB) zu verurtei­
len.

Zivilrecht

§§ 137 Abs. 1, 70 Abs. 1 ZGB.

Ist es infolge einer mangelhaften Information und Bera­
tung durch den Verkäufer beim Käufer zu einem Irrtum 
über die Eigenschaften der von ihm gekauften Ware ge­
kommen, kann der Käufer den Kaufvertrag gemäß § 70 
Abs. 1 ZGB anfechten.

BG Gera, Beschluß vom 9. Dezember 1976 — BZB 76/76.

Der Kläger hat beim verklagten Handelsbetrieb ein Kasset­
tentonbandgerät geikauft. Im Urteil des Kreisgerichts wird 
dazu festgestellt, daß der zwischen den Prozeßparteien ge­
schlossene Kaufvertrag über das Kassettentonbandgerät 
nichtig ist. Der Verklagte wurde verurteilt, den Kaufpreis 
gegen Rückgabe des Kassettentonbandgeräts an den Klä­
ger zurückzuzahlen.
Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung des Verklag­
ten, mit der beantragt wird, das Urteil aufzuheben und 
die Klage abzuweisen, ist offensichtlich unbegründet.

Aus den G r ü n d e n :
Unstreitig ist, daß zwischen den Prozeßparteien ein Kauf­
vertrag über ein Kassettentonbandgerät zustande gekom­
men ist Das Kreisgericht geht bei seiner rechtlichen Be­
urteilung des in diesem Verfahren geltend gemachten An­
spruchs des Klägers zutreffend davon aus, daß nach § 137 
Abs. 1 ZGB der Verkäufer verpflichtet ist, den Käufer beim 
Einkauf sachkundig zu beraten, ihn insbesondere über Ge­
brauch, Bedienung und Behandlung der Ware zu unter­
richten sowie technische Konsumgüter ihm vorzuführen. 
Es ist dem Kreisgericht zuzustimmen, wenn es das Anlie­
gen dieser rechtlichen Regelung darin sieht, Fehlkäufe der 
Bürger zu vermeiden und auf eine ordnungsgemäße Be­
handlung von Geräten hinzuwirken, damit deren Lebens­
dauer verlängert wird. Zur sachkundigen Beratung des 
Käufers gehört dessen Information über die Gebrauchs­
werteigenschaften einer Ware. Um diese ihm obliegende 
Pflicht beim Abschluß eines Kaufvertrags erfüllen zu kön­
nen, ist es Aufgabe des Verkäufers, sich über die Ge­
brauchswerteigenschaften der Ware selbst ausreichende 
Kenntnis zu verschaffen.
Aus dem Schreiben des Amtes für Standardisierung, Meß­
wesen und Warenprüfung ergibt sich, daß mehrere Geräte 
der Serie einer Prüfung unterzogen wurden und daß an den 
überprüften Geräten bei der Betätigung der Pausentaste 
(Schnellstop) Verzögerungszeiten von einer Sekunde ge­
messen wurden, die zu einer Verzerrung des Tones führ­
ten. Auch die GHG Technik geht in ihrer Stellungnahme
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